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Einleitung

Als ältester aller Sozialversicherungszweige reicht die gesetzliche Kran-
kenversicherung in ihren Anfängen bis in die achtziger Jahre des neunzehn-
ten Jahrhunderts zurück. Derzeit steckt sie in einer Phase der Krise und des
Umbruchs.

Zum einen handelt es sich um eine finanzielle Krise: Die durch den me-
dizinischen Fortschritt und die erhöhte Lebenserwartung der Versicherten
bedingte „Kostenexplosion im Gesundheitswesen“1 hat die Ausgaben der
gesetzlichen Krankenversicherung in die Höhe schnellen lassen2. Trotz ein-
schneidender Maßnahmen wie Kürzungen im Leistungsspektrum und Sen-
kungen der Vergütungen3 für die Leistungserbringer konnte der Ausgaben-
anstieg allenfalls gebremst, aber nicht endgültig gestoppt werden4. Hinzu
kommt, daß das Volumen des sozialversicherungspflichtigen Einkommens
und damit auch der tatsächlichen Beitragseinnahmen im Vergleich zur ge-
samten Wirtschaftskraft stetig sinkt. Neben dem Rückgang der Geburten
und damit der potentiell versicherungspflichtigen Erwerbspersonen sind
hierfür auch arbeitsmarktbezogene Wandelungen verantwortlich. Die struk-

1 Nach der Pressemitteilung des Bundesministeriums für Gesundheit vom 6. März
2001 sind die Leistungsausgaben der Krankenkassen im Jahr 2000 gegenüber dem
Vorjahr bundesdurchschnittlich um rund 2,1 Prozent je Mitglied gestiegen. In den
alten Bundesländern lag der Zuwachs bei 1,8 Prozent, in den neuen Bundesländern
bei 2,9 Prozent.

2 Modellberechnungen haben ergeben, daß die Pro-Kopf-Ausgaben aufgrund der
ausgabentreibenden Wirkung des medizinischen Fortschritts selbst bei konstanter Al-
tersstruktur jährlich um 1 Prozent wachsen, vgl. Breyer, KritV 2001, S. 48.

3 Die bisherigen Ansätze einer Deckelung der Ausgaben lagen darüber hinaus
insbesondere in der Erstellung von Wettbewerbskonzepten zwischen den Kranken-
kassen, der Budgetierung von Leistungsbereichen und Zuzahlungen durch die Pa-
tienten, vgl. hierzu Schlenker, in: Schulin (Hrsg.), HBSVR, Bd. 1, § 12 Rn. 118 ff.

4 Im früheren Bundesgebiet stiegen die Leistungsausgaben der gesetzlichen Kran-
kenversicherung zwischen 1960 und 1999 von 8.965 Mio. auf 200.302 Mio. DM an,
vgl. Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung (Hrsg.), Statistisches Taschen-
buch, Tabelle 8.2. Dabei blieb der Anteil der Ausgaben der gesetzlichen Kranken-
versicherung am Bruttoinlandsprodukt nach einer spürbaren Erhöhung zu Beginn
der siebziger Jahre bis Anfang der neunziger Jahre in etwa konstant. Der Anstieg in
den neunziger Jahren um einen Anteilspunkt auf nunmehr 7 Prozent liegt insbeson-
dere auch in den seit der Wiedervereinigung zwar annähernd gleich hohen Gesund-
heitsausgaben in den neuen und alten Bundesländern, aber einem deutlich niedrige-
ren Bruttoinlandsprodukt in den neuen Bundesländern begründet, vgl. Hof, Auswir-
kungen und Konsequenzen der demographischen Entwicklung für die GKV, S. 23.



turelle Zusammensetzung der Arbeitsplätze, insbesondere der Bedeutungs-
zuwachs von Dienstleistungen, führt zu neuen Arbeitszeitmodellen und häu-
fig zu längeren Unterbrechungen der Erwerbstätigkeit. Mit der „Erosion des
Normalarbeitsverhältnisses“ geht eine „Erosion des Normalversicherungs-
verhältnisses“ einher. In Hinblick auf das steigende Anspruchsniveau und
die demographische Entwicklung der Krankensozialversicherten wächst
die Befürchtung, der Finanzbedarf der gesetzlichen Krankenversicherung
sei langfristig mit den herkömmlichen gesetzlichen Regelungen nicht zu
decken.

Auch der Blick auf beschäftigungspolitische Aspekte läßt das Beitrags-
recht der Gegenwart im kritischen Licht erscheinen: Der lohnbezogene So-
zialversicherungsbeitrag belastet über die Lohnnebenkosten die internatio-
nale Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft.

Gleichermaßen scheint das verfassungsrechtliche Postulat der Abgaben-
gerechtigkeit für eine Reformierung des krankensozialversicherungsrecht-
lichen Beitragsrechts zu streiten: Klassisches Mittel der Redistribution von
Einkommen durch die Erhebung hoheitlicher Abgaben ist die progressive
Einkommensteuer, welche alle Staatsbürger gleichmäßig nach deren wirt-
schaftlicher Leistungsfähigkeit belastet5. Die risikonivellierenden Sozialver-
sicherungsbeiträge schließen die Versicherten der gesetzlichen Kranken-
versicherung über die einkommensteuerliche Umverteilung hinaus in ein
parafiskalisches Ausgleichssystem6 ein. Der Kreis der durch beide Aus-
gleichsysteme in Anspruch Genommenen ist nicht kongruent: Das Beitrags-
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5 Eine Umverteilungswirkung einer Abgabe liegt vor, wenn „die Verteilung des
Einkommens vor Abzug der Steuer von der Verteilung des Einkommens nach Ab-
zug der Steuer deutlich abweicht“, vgl. Heilmann, Umverteilungswirkungen, S. 4.

6 Die Feststellung gilt zwar dem Grunde nach für alle Sozialversicherungszweige.
Die besondere Stellung der gesetzlichen Krankenversicherung ergibt sich aus deren
hohem Ausgaben- und potentiellem Umverteilungsvolumen. Das durch die Lohn-
steuer erzielte Volumen erreichte im Jahre 1999 insgesamt 319.284 Mio. DM (vgl.
Statistisches Bundesamt (Hrsg.), Statistisches Jahrbuch 2000, S. 450). Die Ausgaben
der gesetzlichen Krankenversicherung beliefen sich im gleichen Jahr auf 200.302
Mio. DM. Dabei sind die genaue Höhe und die Wirkrichtungen der Umverteilun-
gen, die zwischen den einzelnen Versicherten stattfinden, trotz ihres Einflusses auf
die gesamtgesellschaftliche Einkommensverteilung weitgehend unbekannt (vgl.
Wenzel, Finanzierung des Gesundheitswesens, S. 2). Jedenfalls ist die Spannbreite
der individuellen Beitragslast und damit des Umverteilungsrahmens gewaltig: Aus
den §§ 8 Abs. 1 Nr. 1 SGB IV, 7 S. 1 SGB V ergibt sich als Untergrenze beitrags-
pflichtigen Monatseinkommens der Betrag von 325 EUR. Demgegenüber markiert
die Jahresarbeitsentgeltgrenze, §§ 6 Abs. 1 Nr. 1, 223 Abs. 3 SGB V, als Höchst-
maß beitragsrelevanten Einkommens den Betrag von 3.350 EUR. Legt man nun den
durchschnittlichen Beitragssatz der Kassen von 13,5 Prozent zugrunde, variiert die
Höhe des Krankensozialversicherungsbeitrags für die Absicherung vergleichbarer
Krankheitsrisiken zwischen 45 EUR bei einem Einkommen von 325 EUR und 452
EUR bei einem Einkommen oberhalb der Bemessungsgrenze.



recht der gesetzlichen Krankenversicherung beteiligt gerade diejenigen Be-
völkerungsgruppen, die über überdurchschnittliche und zusätzliche Einnah-
men verfügen, nicht oder nur teilweise an der in der gesetzlichen Kranken-
versicherung durchgeführten solidarischen Finanzierung7. Darüberhinaus
knüpft der Krankensozialversicherungsbeitrag in anderer Weise an die Lei-
stungsfähigkeit der Abgabenpflichtigen an als das Einkommensteuerrecht:
Als „Arbeiterversicherung“8 entstanden orientiert sich die gesetzliche Kran-
kenversicherung bei der Bemessung der Beiträge zur Pflichtversicherung
bisher in der Regel an dem Arbeitsentgelt, den Renten, den Versorgungs-
bezügen und gesetzlichen Entgeltersatzleistungen. Der Blick auf die Ein-
kommenssituation der Versicherten begründet Zweifel, ob die gesetzliche
Krankenversicherung, welche mittlerweile mehr als 90 Prozent der Gesamt-
bevölkerung einbezieht, den Finanzierungsmodus der Erwerbstätigenver-
sicherung, wie er in einer mehr als einhundertjährigen Rechtsentwicklung
Gestalt gewonnen hat, auch weiter nutzen darf9. Das dem Beitragsrecht der
Sozialversicherung zugrundeliegende Leitbild des versicherten abhängig Be-
schäftigten zerfällt mittlerweile10. Veränderungen zeigen sich insbesondere
darin, daß das Einkommen der Versicherten sich seit dem Bestehen der ge-
setzlichen Krankenversicherung nicht nur in der Höhe, sondern auch in der
Zusammensetzung deutlich verändert hat. Während der typische Arbeitneh-
mer vor 100 Jahren kaum andere Einkommensquellen aufzuweisen hatte,
spielt die „Querverteilung der Einkommen“11 heute eine wichtigere Rolle.
Ein nicht unerheblicher Teil der Versicherten verfügt mittlerweile über an-
dere Einkommensquellen. Aus Gleichheitsgesichtspunkten erscheint es des-
halb „kaum hinnehmbar, daß ein Versicherter mit niedrigen Arbeits- und
Renteneinkommen, aber hohen Wertpapiererträgen Versicherungsschutz zu
Minimalbeiträgen erhält und damit in den Genuß von Umverteilungsmaß-
nahmen zugunsten von Mitgliedern gelangt, welche ein geringeres Gesamt-
einkommen haben als er“12.
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7 Die beitragspflichtigen Einnahmen werden bis zur Beitragsbemessungsgrenze
nach § 223 Abs. 3 S. 1 SGB V herangezogen. Diese beträgt für den Kalendertag
1/360 der Jahresarbeitsentgeltgrenze nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 SGB V, welche 75 Pro-
zent der Beitragsbemessungsgrenze der gesetzlichen Rentenversicherung erreicht,
vgl. §§ 159, 160 SGB VI.

8 Wannagat, Lehrbuch des Sozialversicherungsrechts, Bd. 1, S. 23 ff., 61 ff.
9 Hase, Versicherungsprinzip und sozialer Ausgleich, S. 341 (Fn. 16). Vgl. zu-

letzt Schaich-Walch, KritV 2000, S. 191, 192.
10 „Das Standardmodell des deutschen Beitragszahlers – der lebenslang Beschäf-

tigte mit steigendem Einkommen – läuft aus.“, wie Uwe Jean Heuser und Gero von
Randow in: Die Zeit vom 20. Mai 1999, S. 1, treffend formulieren.

11 Das private Geldvermögen in Deutschland beläuft sich auf insgesamt 5.200
Mrd. DM (etwa 2.660 EUR). In den kommenden Jahren werden jährlich rund
250 Mrd. DM (etwa 128 EUR) vererbt werden, vgl. BR-Drucks. 752/99; BT-
Drucks. 14/2977.


